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„What if“…  
die USA den Nuklear-
schirm über Europa 
aufkündigen?

Sollten die USA ihr Nuklearversprechen beenden, würden sie sich selbst 
erheblich schaden. Sollte dieses Worst-Case-Szenario dennoch eintre-
ten, hätte Europa mit Frankreich und Großbritannien immer noch zwei 
wichtige Atommächte. Um deren Glaubwürdigkeit zu erhöhen, müssten 
beide Staaten ihren nuklearen Austausch intensivieren. Darüber hinaus 
braucht es zügig einen europäischen Dialog zwischen den Nuklear- und 
Nicht-Nuklearstaaten. Als Modell für einen solchen engen Austausch 
kann die Nukleare Planungsgruppe der NATO (NPG) dienen.

	– Unabhängig von Donald Trumps Drohungen und Verärgerung über 
zahlungsunwillige NATO-Europäer und vermeintlich undankbare  
Ukrainer: Es ist unwahrscheinlich, dass der US-Präsident den ameri-
kanischen Nuklearschirm schließt. Dies würde den USA selbst Scha-
den zufügen und die amerikanische Rüstungsindustrie schwächen. 

	– Um dennoch für den Fall eines Schwindens des amerikanischen  
Nuklearschutzes gewappnet zu sein, sollte die nukleare Kooperation 
zwischen den beiden europäischen Nuklearmächten Frankreich und 
Großbritannien intensiviert werden.

	– Darüber hinaus sollte der Austausch zwischen den nuklearen und 
nicht-nuklearen Europäern verstärkt werden – ein positives Beispiel 
hierfür liefert seit Jahrzehnten die Nukleare Planungsgruppe der 
NATO. Diese kann als Modell dienen.
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Bereits vor der US-Präsidentschaftswahl 2024 gab 
es in Deutschland eine öffentliche Debatte über die 
Verlässlichkeit des amerikanischen Nuklearschirms, 
die eine Reihe von Merkwürdigkeiten hervorbrach-
te. Da wurde von einem europäischen „roten Knopf“ 
fabuliert, der durch die Hauptstädte der EU gereicht 
werden sollte, oder von 1.000 Atomsprengköpfen, die 
Deutschland von den USA kaufen könne, um dadurch 
Nuklearmacht zu werden. 

Nun, nach nur wenigen Wochen im Amt, in denen sich 
Donald Trump demonstrativ auf die Seite Russlands 
zu schlagen scheint und damit die Grundlagen der 
transatlantischen Sicherheitsbeziehungen aufkün-
digt, stellt sich die Frage nach der Glaubwürdigkeit 
des amerikanischen Nuklearschutzes für die euro-
päischen Verbündeten erneut und in verschärfter 
Weise. Was geschieht, wenn die USA ihr langjähriges 
nukleares Sicherheitsversprechen im Rahmen der 
NATO widerrufen und das System der „erweiterten 
Abschreckung“ beenden? Wie kann Europa eine nu-
kleare Abschreckung gegenüber einem aggressiven 
und revanchistischen Russland aufrechterhalten und 
welche Schritte müssen unternommen werden?

1. WIRD DER NUKLEARSCHIRM 
GESCHLOSSEN?

Zunächst stellt sich die Frage, wie wahrscheinlich es 
überhaupt ist, dass Washington das bestehende nuk-
leare Sicherheitsversprechen für die nicht-nuklearen 
Verbündeten zurückzieht. In seiner ersten Amtszeit 
hatte Präsident Trump sich als starker Befürworter 
der nuklearen Abschreckung gegeben, und der unter 
seine Ägide verabschiedete „Nuclear Posture Review“ 
bekannte sich klar zu den amerikanischen nuklearen 
Bündnisversprechen.1 Auch herrscht in den USA nach 
wie vor ein breiter überparteilicher Konsens zur Not-
wendigkeit nuklearer Waffen und zur erweiterten nu-
klearen Abschreckung – ohne die Fähigkeit, Russland 
und China abzuschrecken, verlören die USA ihren 
Supermachtstatus. Im Oktober 2023 präsentierte 
die überparteiliche „Congressional Commission on 
the Strategic Posture of the United States“ ihren Ab-
schlussbericht, in dem sich Republikaner und De-
mokraten einstimmig zur nuklearen Abschreckung 
bekennen und neue nukleare Fähigkeiten für eine 

1	 U.S. Department of Defense, Nuclear Posture Review 2018 (NPR), Washington D.C., February 2018, https://media.defense.gov/2018/
feb/02/2001872886/-1/-1/1/2018-nuclear-posture-review-final-report.pdf (zuletzt abgerufen am 13.03.2025)

2	 Brad Roberts, The Next Chapter in US Nuclear Policy, in: Washington Quarterly, Vol. 47, Nr. 2, Summer 2024, S. 15. https://cgsr.llnl.gov/sites/cgsr/
files/2024-08/next-chapter-us-nuclear-policy.pdf (zuletzt abgerufen am 05.12.2024).

3	 Das mag heute in Europa unwahrscheinlich erscheinen, allerdings hatten in den 1950er und 60er Jahren Länder wie Schweden, Spanien, Schweiz oder 
Italien teils rudimentäre, teils weiter entwickelte Kernwaffenprogramme. 

glaubwürdige Abschreckung in Europa und im Indo-
Pazifik fordern.2

Zwar mögen solche Festlegungen angesichts der 
Sprunghaftigkeit des gegenwärtigen Präsidenten und 
seiner neuen pro-russischen Ausrichtung keine Be-
deutung mehr haben. Dennoch gibt es einige Fakto-
ren, die vermutlich nicht dem Präsidenten, wohl aber 
dem amerikanischen Sicherheitsestablishment be-
wusst sind und die für den Erhalt der „Extended De-
terrence“ sprechen:

•	Der amerikanische Nuklearschirm für die Ver-
bündeten war auch stets ein Instrument der 
nuklearen Nichtverbreitung. Das Nuklearver-
sprechen der USA hat verhindert, dass weitere 
europäische oder asiatische Staaten nach eigenen 
Kernwaffen strebten.3 Würde die Glaubwürdig-
keit dieses Schirms in Europa zerstört, hätte 
dies auch Auswirkungen auf die Verbündeten in 
Asien. Länder wie Südkorea, Japan oder Austra-
lien könnten eigene Kernwaffen entwickeln, um 
ihre Abschreckungsfähigkeit gegenüber China 
oder Nordkorea zu sichern. Eine solche Prolifera-
tion von neuen Nuklearmächten hat Washington 
stets zu verhindern versucht. Zudem dürfte die 
Trump-Administration auf die Verbündeten im 
asiatisch-pazifischen Raum besonderen Wert legen, 
wenn man China als den Hauptgegner betrachtet.

•	Die nukleare Abschreckung der NATO, also die 
im Rahmen der „nuklearen Teilhabe“ in Europa 
stationierten amerikanischen Atombomben für 
europäischen Trägersysteme, wird gerade jetzt 
verstärkt. Die in Deutschland, Belgien, Italien und 
den Niederlanden gelagerten B-61-Atombomben 
werden durch eine neue, modernisierte Version 
(B61-12) ersetzt. Außerdem haben alle diese Län-
der das amerikanische F-35 Kampfflugzeug als 
Trägersystem beschafft. 2026 soll Deutschland 
den ersten der 35 bestellten F-35 Jagdbomber aus-
geliefert bekommen. Darüber hinaus werden die 
US-Waffenlager in Europa – wie etwa die deutsche 
Nuklearbasis in Büchel – derzeit modernisiert, um 
die neuen Waffentypen aufnehmen zu können. 

https://media.defense.gov/2018/feb/02/2001872886/-1/-1/1/2018-nuclear-posture-review-final-report.pdf
https://media.defense.gov/2018/feb/02/2001872886/-1/-1/1/2018-nuclear-posture-review-final-report.pdf
https://cgsr.llnl.gov/sites/cgsr/files/2024-08/next-chapter-us-nuclear-policy.pdf
https://cgsr.llnl.gov/sites/cgsr/files/2024-08/next-chapter-us-nuclear-policy.pdf
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•	In Großbritannien, das seit 2008 nicht mehr über 
amerikanische Atombomben im eigenen Land ver-
fügte, treffen die USA derzeit Vorbereitungen, um 
die B61-12 stationieren zu können. Im ehemaligen 
Nuklearstützpunkt Lakenheath werden die noch 
vorhandenen US-Lagerstätten entsprechend 
modernisiert und zur Aufnahme der Bomben 
befähigt. Ob amerikanische Kernwaffen dort 
dauerhaft stationiert werden oder ob Lakenheath 
lediglich als Ausweichquartier zusätzlich zu den 
kontinentaleuropäischen Lagerstätten fungieren 
soll, ist derzeit nicht öffentlich bekannt. In jedem 
Fall bedeutet die Errichtung einer weiteren Kern-
waffenbasis in Nordeuropa eine Stärkung der 
nuklearen Glaubwürdigkeit der NATO. 

Unabhängig von Donald Trumps Verärgerung über 
zahlungsunwillige NATO-Europäer und vermeint-
lich undankbare Ukrainer scheint die amerikanische 
Abschreckung im Rahmen der NATO derzeit stabil. 
Davon abzuweichen würden den USA selbst Schaden 
zufügen und die amerikanische Rüstungsindustrie  
(F-35) schwächen. 

2. HOFFNUNG IST KEINE 
STRATEGIE – DEN WORST-
CASE DENKEN

Ungeachtet der oben genannten Faktoren und 
Wahrscheinlichkeiten ist nicht auszuschließen, dass  
Donald Trump allen Eigeninteressen zum Trotz das 
amerikanische Engagement im Rahmen der NATO 
und damit auch den Nuklearschutz für Europa auf-
kündigt. Wie könnte Europa in einer solchen Extrem-
situation agieren?

Zwei Optionen, die gelegentlich in Deutschland auf-
gebracht wurden, dürften mit Sicherheit ausge-
schlossen werden. Deutschland wird – entgegen dem 
Vorschlag vereinzelter Akademiker und rechtsextre-
mer Politiker – keine eigenen Kernwaffen entwickeln. 
Die Bundesrepublik hat sich sowohl im Nuklearen 
Nichtverbreitungsvertrag (NVV) als auch im Zwei-
Plus-Vier-Vertrag zur Deutschen Einheit verpflich-
tet, nicht nach eigenen Atomwaffen zu streben. Es 
gibt keine demokratische politische Kraft in Deutsch-
land, die an dieser Selbstbindung ernsthaft rüttelt. 
Auch würde der Aufbau einer Kernwaffenfähigkeit 
einschließlich der Trägersysteme gewaltige Sum-
men verschlingen, die in keinem Verhältnis zu einem 

4	 Declaration on Atlantic Relations, issued by the North Atlantic Council (“The Ottawa Declaration”) https://www.nato.int/cps/ra/natohq/official_
texts_26901.htm (abgerufen 8.3.2025)

möglichen Nutzen stünden – von den politischen Sig-
nalen, die ein deutscher Griff nach der Bombe senden 
würde, ganz zu schweigen. 

Ebenfalls unrealistisch ist die immer wieder einge-
brachte Idee einer europäischen Nuklearfähigkeit im 
Rahmen der Europäischen Union. Die EU verfügt nicht 
über eine gemeinsame Regierung, deren Regierungs-
chefin oder -chef über den Einsatz der Kernwaffen 
bestimmen könnte. Sich bei einer vitalen Bedrohung 
erst in stundenlangen Brüsseler Nachtsitzungen auf 
eine nukleare Reaktion – womöglich noch als Mehr-
heitsentscheidung - verständigen zu müssen, ist illu-
sorisch und hätte keinerlei Abschreckungseffekt. 

Im gleichen Atemzug wurde oft der Gedanke for-
muliert, dass Frankreich, nachdem Großbritannien 
durch den EU-Austritt nicht mehr zur Verfügung 
steht, als nukleare Garantiemacht für die EU eintre-
ten könne. Dem stand bislang aber stets entgegen, 
dass die Regierung in Paris die Idee der „Erweiterten 
Abschreckung“, also dass ein Nuklearstaat atomare 
Sicherheitsgarantien für einen nicht-nuklearen Ver-
bündeten übernehmen könne, seit jeher ablehnte. 
Für Frankreich waren Kernwaffen immer nationa-
le Waffen, die nur das eigene Territorium schützen 
können. Deshalb hatte Frankreich sein eigenes Nu-
klearpotential entwickelt, statt sich auf den Schirm 
der USA zu verlassen.

Wenn also Alternativen für das Worst-Case-Szenario, 
sprich das Ende des US-Nuklearschutzes, diskutiert 
werden, kann das weder auf nationaler Ebene noch 
innerhalb der Europäischen Union geschehen. Eine –
wenn auch begrenzte – nukleare Abschreckung ohne 
die USA kann nur im Rahmen des europäischen Pfei-
lers der NATO gedacht werden. Denn in diesem ist 
Großbritannien als zweite europäische Atommacht 
ebenso einbezogen wie militärisch und geopolitisch 
bedeutsame Staaten wie Norwegen. 

3. DIE KERNWAFFEN FRANKREICHS 
UND GROSSBRITANNIENS

Die beiden europäischen nuklearen Mitglieder der 
NATO, Großbritannien und Frankreich, haben von 
Anbeginn zur Gesamtabschreckung der NATO beige-
tragen. Seit der Erklärung von Ottawa im Jahr 19744 
hat die NATO stets betont, dass sich deren Abschre-
ckungseffekt aus der Tatsache ergibt, dass sie einen 

https://www.nato.int/cps/ra/natohq/official_texts_26901.htm
https://www.nato.int/cps/ra/natohq/official_texts_26901.htm
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potenziellen Angreifer mit zwei weiteren unabhängi-
gen nuklearen Entscheidungszentren konfrontieren, 
deren mögliche Reaktionen er in sein Risikokalkül ein-
beziehen muss. 

Großbritannien verfügt über etwa 225 Kernspreng-
köpfe, von denen maximal 120 einsatzfähig sein sol-
len. Sie basieren auf einem US-Sprengkopfdesign 
und werden von amerikanischen Trident-Raketen 
getragen, die wiederum von britischen U-Booten ge-
startet würden. Eines der vier britischen Atom-U-
Boote befindet stets auf See und garantiert dadurch 
eine permanente Abschreckungsfähigkeit (CASD –  
Continuous At Sea Deterrent). London hat seine Nu-
klearmacht von Anfang an in den Rahmen der NATO 
gestellt und damit implizit ein Nuklearversprechen 
gegenüber den übrigen Bündnismitgliedern gegeben. 
Allerdings hat Großbritannien trotz seiner engen An-
bindung an den Nuklearkomplex der USA eine eige-
ne Zielplanung entwickelt und behält sich vor, seine 
Atomwaffen auch unabhängig einsetzen zu können, 
falls „supreme national interests“ berührt sind. 

Frankreich verfügt über etwa 290 atomare Spreng-
köpfe, die sowohl von Flugzeugen als auch von U-
Booten eingesetzt werden können. Die Regierung in 
Paris hat, wie zuvor erwähnt, stets Wert auf die völli-
ge Unabhängigkeit der eigenen Abschreckungsmacht 
gelegt. Frankreich hat zwar amerikanische Hilfe bei 
der Raketentechnik akzeptiert, die nuklearen Kom-
ponenten aber selbst entwickelt. Damit befindet sich 
das französische Nuklearpotential strikt außerhalb 
der NATO-Strukturen; Frankreich nimmt somit auch 
nicht an Sitzungen der Nuklearen Planungsgruppe 
(NPG) teil, in der sich nukleare und nicht-nukleare 
NATO-Staaten austauschen. 

Seit den 1990er Jahren hatte Frankreich mehrmals 
an Deutschland Angebote zum Nukleardialog unter-
breitet. So sprach Präsident Jacques Chirac 1995 von 
der „konzertierten Abschreckung“, die man zusam-
men mit Deutschland im Rahmen der Europäischen 
Union formen wolle. Alle deutschen Regierungsober-
häupter seit Helmut Kohl sind solchen Angeboten 
mit Skepsis begegnet, aus Angst, einen anti-ameri-
kanischen Einschlag zu nehmen und missverständ-
lichen Signale an Washington zu senden. Gleichzeitig 
hat sich Frankreich nie zu einem mit dem nuklearen 
Sicherheitsversprechen der USA vergleichbaren An-
gebot durchgerungen, weil man die „erweiterte Ab-
schreckung“ für grundsätzlich unglaubwürdig hielt. 

5	 Diese Frage beschäftigt Nuklearstrategen seit Anbeginn des Nuklearzeitalters: Alain C. Enthoven, K. Wayne Smith, How Much Is Enough? Shaping the 
Defense Program, 1961–1969, Rand Corporation, Santa Monica 1971. 

Nun deutet sich allerdings eine Zeitenwende in der 
französischen Nukleardoktrin an, bedingt durch die 
aktuelle US-Politik. Hatte Präsident Emmanuel Ma-
cron 2020 den europäischen Partnern noch eher va-
ge einen nuklearstrategischen Dialog angeboten, um 
die „strategische Kultur“ in Europa zu fördern, ging 
er Anfang März 2025 über alle bisherigen französi-
schen Angebote hinaus. In seiner Rede an die Nation 
erklärte er, eine strategische Debatte über den Schutz 
der Verbündeten auf dem europäischen Kontinent 
durch die französische nukleare Abschreckung zu er-
öffnen. Zwar ist auch diese Erklärung noch weit von 
einem nuklearen „Commitment“ entfernt, sie bricht 
aber mit einem Kernelement der französischen Nuk-
leardoktrin, die stets mit dem Motto „le nucléaire ne 
se partage pas“ – das Nukleare teilt man nicht – zu-
sammengefasst wurde. Hier könnten sich somit neue 
Möglichkeiten für eine europäische nukleare Ab-
schreckung eröffnen. 

Ohne die USA würde NATO-Europa über ein nuklea-
res Abschreckungspotential von etwa 500 Sprengköp-
fen verfügen. Dies hätte allein deshalb eine gewisse 
Glaubwürdigkeit, da Frankreich und Großbritannien 
geografisch näher an der russischen Bedrohung lie-
gen als die USA.

Würden aber diese eher kleinen Arsenale wirk-
lich ausreichen, um die weltweit zweitgrößte Nuk-
learmacht Russland abzuschrecken? Dies lässt sich 
nicht beantworten, da die Frage des „How much is 
enough?“ nicht im Voraus zu beantworten ist.5 Aller-
dings ist nukleare Abschreckung bei allen technisch-
mathematischen Kalkulationen über Anzahl, Größe 
oder Ausrichtung der Kernwaffen vor allem ein poli-
tisches Konzept, das auf die Kosten-Nutzen-Kalku-
lation des Angreifers zielt. Könnte sich Moskau bei 
einem möglichen Angriff auf Polen oder die Baltischen 
Staaten sicher sein, dass London und Paris nicht nu-
klear reagieren würden? Verkalkuliert man sich, wäre 
der Schaden für Russland so gewaltig, dass jeder er-
hoffte „Nutzen“ des Angriffs weit übertroffen wür-
de. Das war stets die Begründung Frankreichs für den 
Erhalt seines vergleichbar kleinen Kernwaffenarse-
nals während des Ost-West-Konflikts: Man könne – 
so hieß es in Paris – den Bären zwar nicht erlegen, 
ihm aber sehr wohl eine Tatze abreißen. Das Wissen 
um diese Gefahr würde Moskau von unbedachten Ag-
gressionen abhalten. 
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Heißt das, dass der amerikanische Nuklearschutz 
leicht ausgeglichen werden könnte? Natürlich nicht, 
aber ohne ihn würde die Abschreckung in Europa 
gegenüber Russland jedenfalls nicht völlig verschwin-
den. Er kann in seiner Glaubwürdigkeit erheblich 
verstärkt werden, indem gegenüber Russland euro-
päische Ge- und Entschlossenheit demonstriert 
wird. Dies gilt sowohl für die beiden europäischen 
Nuklearstaaten als auch für ihre nicht-nuklearen 
NATO-Partner.

6	 Paul Cormarie, Can the United Kingdom and France Team up in the Third Nuclear Age?, War on the Rocks, 31. Oktober 2024, https://warontherocks.
com/2024/10/can-the-united-kingdom-and-france-team-up-in-the-third-nuclear-age/, (abgerufen 8. 3. 2025)

4. EUROPÄISCHE 
NUKLEARKOOPERATION

Trotz ihrer gravierenden nuklearstrategischen Unter-
schiede haben sich Frankreich und Großbritannien 
bereits seit den frühen 1990er Jahren im Rahmen der 
„Joint Nuclear Commission“ ausgetauscht. In der so-
genannten Chequers Declaration erklärten beide 
Länder 1995 die enge Übereinstimmung ihrer vitalen 
Interessen und im November 2010 wurde die britisch-
französische Kooperation in den „Lancaster House“-
Verträgen ausformuliert.6 In diesen Abkommen ging 
es vor allem um technische Kooperation und gemein-
same Forschung, da keiner der beiden Partner willens 

Atomwaffen in Europa: Europäische Militärbasen mit Nuklearwaffen

TYP TRÄGERSYSTEM HERKUNFT

Atombombe Kampfjet

Interkontinentalrakete U-Boot
Luft-Boden-Rakete

Incirlik, Türkei

US-Atomwaffen

Franz. Atomwaffen

Brit. Atomwaffen

Aviano, Italien

Ghedi, Italien

Büchel, Deutschland

Volkel, Niederlande

Kleine Brogel,  
Belgien

Faslane-on-Clyde

Île Longue

Luxeuil-les-Bains

Istres

Alle US-Atomwaffen-
Standorte

Quelle: ICAN, Wikipedia; Statista; Februar 2024

https://warontherocks.com/2024/10/can-the-united-kingdom-and-france-team-up-in-the-third-nuclear-age/
https://warontherocks.com/2024/10/can-the-united-kingdom-and-france-team-up-in-the-third-nuclear-age/
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war, sich in die geheimen Bereiche der Nukleardok-
trin oder Zielplanung blicken zu lassen. 

Nach einem vielversprechenden Beginn der Koope-
ration hatten die Wirren um den britischen EU-Aus-
tritt und später die französische Verärgerung über 
das amerikanisch-britisch-australische AUKUS-Ab-
kommen die nukleare Zusammenarbeit beider Län-
der erschwert. Mit dem Angriff Russlands auf die 
Ukraine sind die Kontakte wieder deutlich intensi-
viert worden. 

Mittlerweile haben beide Länder den nuklearen Aus-
tausch auch auf andere europäischen NATO-Mitglie-
der ausgeweitet. Frankreich hat seine bislang rein 
französische Nuklearübung „Operation Poker“ vor-
sichtig für europäische Verbündete geöffnet, und im 
April 2023 lud Paris die NATO-Botschafter erstma-
lig auf die französische Atomwaffenbasis „Ile Longue“ 
ein. Im Oktober 2024 unterzeichneten Deutschland 
und Großbritannien ein verteidigungspolitisches 
Kooperationsabkommen, in dem explizit Gespräche 
über nukleare Fragen vereinbart wurden. 

Die jüngsten Entwicklungen in den USA haben der 
Frage des engen sicherheitspolitischen Zusammen-
wirkens der NATO-Europäer auch im Nuklearbe-
reich eine neue Dringlichkeit verliehen. Anders als in 
Donald Trumps erster Amtszeit, als einzelne NATO-
Staaten durch demonstratives Wohlverhalten bila-
terale Sicherheitsvereinbarungen mit den USA zu 
schmieden versuchten, ist dies nach der grotesken 
Schuldumkehr des Präsidenten, der die Ukraine als 
Aggressor brandmarkte, gerade für die Osteuropäer 
nicht mehr möglich. Entsprechend geschlossen tritt 
man derzeit in der EU und in der NATO auf. 

5. FÜR EINE EUROPÄISCHE 
NUKLEARE PLANUNGSGRUPPE

Um für den Fall eines Schwindens des amerikanischen 
Nuklearschutzes gewappnet zu sein, sollte zunächst 
die nukleare Kooperation zwischen den beiden euro-
päischen Nuklearmächten intensiviert werden. We-
der wird Paris von seiner nuklearen Unabhängigkeit 
abrücken wollen, noch wird London seine nuklearen 
Sonderbeziehungen zu den USA beenden. Im Rah-
men dieser Grenzen könnten Frankreich und Groß-
britannien aber weit enger zusammenrücken und 
einen Austausch über solch sensible Fragen wie die 
nuklearen Einsatzgrundsätze beginnen. Ein solch ver-
trauensvoller Austausch würde ein Bild der Einigkeit 
vermitteln und die Abschreckung insgesamt stärken. 

Darüber hinaus sollte der Austausch zwischen den 
nuklearen und nicht-nuklearen Europäern verstärkt 
werden – ein positives Beispiel hierfür liefert seit 
Jahrzehnten die Nukleare Planungsgruppe der NATO. 
Zu Beginn des Nuklearzeitalters behandelten die USA 
Nuklearfragen sehr restriktiv und ließen ihre NATO-
Verbündeten weitgehend im Unklaren. Je mehr ame-
rikanische Kernwaffen in Europa stationiert wurden, 
desto drängender wurde der Wunsch der Europäer 
nach Information und Mitsprache – nicht, um über 
Kernwaffeneinsätze mit entscheiden zu können, son-
dern um die Einsatzszenarien zu erfahren, wäre man 
von den Folgen doch am stärksten betroffen gewesen. 
Zu diesem Zweck des Informationsaustauschs wurde 
1966 die Nukleare Planungsgruppe gegründet, in der 
die USA mit ihren NATO-Verbündeten (außer Frank-
reich) über Nuklearfragen debattierten. Dabei ging es 
auch um solch wichtige Fragen wie die nukleare Ziel-
planung oder darum, ob und wie die Verbündeten vor 
einem Kernwaffeneinsatz konsultiert werden sollten. 

In den Folgejahren wurden die Nicht-Nuklearstaaten 
sogar aktiv in mögliche nukleare Einsätze einbezogen. 
Unter dem Kürzel SNOWCAT (Support for Nuclear 
Operations With Conventional Air Tactics – kürzlich 
umbenannt in CSNO, Conventional Support for Nuc-
lear Operations) würden Nicht-Nuklearstaaten kon-
ventionelle Unterstützung wie etwa Luftbetankung, 
Aufklärung oder Unterdrückung der gegnerischen 
Luftabwehr liefern. Entsprechende Szenarien wurden 
und werden in regelmäßigen Nuklearübungen wie et-
wa „Steadfast Noon“ durchgespielt. 

Diese Erfahrungen in der NPG könnten sich die 
NATO-Europäer zu eigen machen, falls die USA aus 
dem nuklearen Abschreckungsverbund der NATO 
ausscheiden sollten. Frankreich und Großbritannien 
würden, je nach eigener Bewertung, nuklearrelevan-
te Informationen mit den Verbündeten teilen, die an 
einem solchen Verfahren teilnehmen möchten. Ziel 
ist, wie auch in der NPG, nicht die Mitentscheidung, 
sondern der Informationsaustausch und eventuell ge-
meinsame Positionen zu Grundfragen der Abschre-
ckung, die wiederum ein Bild der Geschlossenheit 
vermitteln würden. 

In einem weiteren Schritt könnte das CSNO-Modell 
übertragen werden. Frankreich und Großbritannien 
würden konventionelle Unterstützung von ihren Ver-
bündeten bei möglichen Kernwaffeneinsätzen erhal-
ten und dies in regelmäßigen Übungen – auch als 
Abschreckungssignal an Russland – demonstrieren.
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In einem weiteren Schritt könnte Frankreich mit sei-
nen nuklearfähigen Rafale-Trägerflugzeugen regel-
mäßig Stützpunkte der Verbündeten anfliegen. Dies 
wäre zwar nicht mit der amerikanischen Stationie-
rung von Kernwaffen auf europäischem Boden ver-
gleichbar, würde aber ebenfalls ein politisches Signal 
an Moskau senden. Ob Frankreich sich jemals ent-
schließen könnte, eigene Kernwaffen außerhalb des 
französischen Territoriums zu stationieren, ist derzeit 
nicht absehbar. 

All diese Überlegungen gelten nur für den unwahr-
scheinlichen Fall, das sich die USA tatsächlich aus der 
NATO und ihrem nuklearen Abschreckungsverbund 
zurückziehen. Solange dies nicht geschieht, bleibt 
die NATO der Kern der nuklearen Abschreckung in 
Europa. Gleichzeitig wird klar, dass NATO-Europa 
selbst in dieser Extremsituation nicht ohne eine Ab-
schreckungsfähigkeit zurückbliebe. Um auch für 
einen solchen Fall gewappnet zu sein, sollten jedoch 
entsprechende Konsultationen zwischen Frankreich, 
Großbritannien und den nicht-nuklearen Verbünde-
ten so rasch wie möglich aufgenommen werden.
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